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Zuchthaus für Gteinwürfe !

Das Sondergericht hat am Mittwoch gegen
vier Personen , die anläßlich des Berkshrsstrsiks
Steine gegen Slrahenbohnwogen geworfen haben ,

insgesamt 9� Jahre Zuchthaus verhängt . Ein

Dutzend solcher Prozesse steht noch bevor , man
konn also mit weiteren endlosen Zuchthausstrafen

rechnen . So wirkt sich heute die Zuchthaus - und

Sondergerichtsverordnung der Laronsregierung

gegen Streikende aus !

Der Staatsanwalt Dr . Wagner hat geglaubt , in

seinem Plädoyer diese Notverordnung verteidigen

zu müssen . Er rühmte ihre abschreckende Wir -

kung , behauptete , daß durch sie die Terrorwelle

abgeebbt sei. Damit hat der Staatsanwalt die

Sache auf ein völlig falsches Gleis geschoben .
Die Terrorfälle , unter deren Eindruck die Not -

Verordnung verkündet worden war . hatten weder

innerlich noch äußerlich etwas mit den Borkomm -

nissen beim Verkehrsstreik zu tun .

Die Notverordnuag wurde erlassen , nachdem

in Ostpreußen , Holstein , Schlesien — wie jetzt

erwiesen ist , a u s A n w e i s u n g der l e i t e n-

den nationalsoziali st ischen 3 n -

stanzen — ganze Serien von Mord¬

übe r s ä l l e n, Attentaten und Dom -

benanschlägen aus politische Gegner ver¬

übt worden waren .

Der jetzt von den Tätern zugegebene Zweck dieser

Fort mit den Sondergerichten !

Attentate sollte sein , die politischen Gegner des

Nationalsozialismus durch barbarische Gewalt und

Grausamkeit einzuschüchtern .
Mit diesen Dingen hat der V e r k e h r s st r e i k

nichts zu tun . In weit höherem Grade er -

innert er an jene Vorfälle in Ostpreußen ,

Holstein unh anderswo , wo sich unter der

„ Schwarzen Fahne " Landbevölkerung zu -

sommenrottete und mit Steinwürfen und

Dreschflegeln Gerichtspersonen und

die zu ihrem Schutze bestellten Gendarmen

vertrieb , sobald eine Zwangsversteigerung vor -

genommen werden sollte . Für diese Akte hat

gerade die der Regierung Papen nahe -

stehende Presse stets eine sehr starke

Sympathie geäußert , und der Vierte Senat

des Reichsgerichts hat diese Sympathie in juri -

stische Doklrin umgesetzt , indem er die wegen

Aufruhrs und Widerstands gegen die Staats -

gemalt angeklagten ostpreußischen Bauern frei -

sprach . Begründung : die Bauern hätten um die

Grundlage ihrer Existenz , um hos und Herd ge-
kämpft , es sei ihnen deshalb Notstand als

Strafausschließungsgrund zuzu -

billigen .

Nun wohl : Kämpft der Arbeiter , der fein

Lohnniveau in der Krifenzeit verteidigt .

nicht um die Grundloge seiner Existenz ? Zft
die Kuh des Dauern heiliger als der Lohn des

Arbeiters ? — „ Lidlohn lteutelohnj schreit gen
himmele " , so sag » ein altdeutscher Rechtsspruch .

Mögen die Mittel verkehrt , mag der Streik

taktisch unklug gewesen sein , — darauf kommt

es hier nicht an . Die ostpreußischen Bauern

waren auch nicht zimperlich in der Mahl ihrer

Mittel , sie haben mit Steinen — zwar nicht

nach wagen , aber nach lebendigen Men -

I ch e n . sogar nach Amtspersonen geworfen .

Trotzdem Zreispruch !

Wovor wir gewarnt haben , das ist nun ein -

getreten : zweierlei Recht ! Selten hat der

unbewußte Klassencharakter der Rechtspflege so
klar zutage gelegen : für den Existenzkampf des

bürgerlich orientierten Landvolks volles Ver -

ständnis . für grobe Exzesse der Agrarier frei -

sprechende Entschuldigung . Für die Exzesse im

Existenzkampf der Arbeiter aber mehr -

j ä h r i g e Z u ch t h a u s st r a s e n. Es liegt hier

nicht einmal am harten Gegensatz , denn das San -

dergericht ist freiwillig um das Zweieinhalb -

sache über die Mindestjtrafe hinaus -

gegangen . Es Hot die streikenden Arbeiter nicht
nur mit den nationalsozialistischen Terroristen in

einen Tops geworfen , es hat sie sogar weit

härter als diese bestraft Angesichts dieser

Schreckensurteil » kann man nur rufen : Fort
mit dieser Sondergerichtsju st iz , fort

mit den S v n d e r g e r i ch t e n !

Abschiedsbesuche
Herr von Papen reist in Reichsreform

Der Chef des Kabinetts der Barone hat
die Absicht , in der nächsten Woche a u f
Reisen zu gehen . Er läßt sich durch das

Wahlergebnis nicht stören , er will nach

Sachsen , nach Bayern und noch weiter

reisen , um dort ganz offiziell über die

reaktionären Verfassungspläne

zu oerhandeln , die bei solcher Gelegenheit
unter der Firma Reichsreform gehen .

Herr o. Papen wünscht bei dieser Gelegen -
heit mit der ganzen Autorität des Reichs -

kanzlers einer autoritären ' Regierung auf -

zutreten . Seine Freunde sagen : mit dem

Reichstag ist leicht fertig zu werden . Aber

die Geste der Nichtachtung gegenüber dem

Wahlergebnis , die in dieser Reise liegt , kann

das Urteil des Volkes nicht aus der Welt

schaffen , und wenn die Ministerpräsidenten
der Länder Aufrichtigkeit über 5zöflichkeit
stellen , so müssen sie Herrn o. Papen be -

grüßen mit den Worten : „ Herr Reichs -
k a n z l e r , wo i st ihr Mandat ? "

Das Kabinett der Barone hat zunächst
Herrn o. Leisner auf Geschäftsreisen mit

neuen Verfassungsplänen nach Süddeutsch -
land geschickt , aber die Hoffnungen der Aus -

traggeber sind nicht in Erfüllung gegangen .
Nun reist d e r C h e s s e l b e r . Die süd -

deutschen Länder aber stehen den Berliner

Projekten mit Reserve und Mißtrauen

gegenüber . Sie haben den Verdacht , daß

der Schatten einer Pickelhaube über die süd -

deutsche Demokratie fallen soll , und sind

daher bestrebt , sich untereinander zu ver -

ständigen . Am Mittwoch sind die Minister -

Präsidenten von Bayern , Baden ,

Württemberg , Sachsen und Hessen
in Würzburg zu gemeinsamen Besprechun -

gen über die Frage der Reichsreform zu -

fammengetreten . Die „ Reichsreform " be -

ginnt also damit , daß sich ein s ü d d e u t -

scher Block herausbildet , daß ein D u a -

l i s m u s zwischen Süddeutschland und den

vom Kabinett der Barone beherrschten Nord -

deutschland öffentlich sichtbar wird !

Herr v. Papen kann diesen Dualismus

auf die Leporelloliste seiner glänzenden
politischen Erfolge schreiben ! Sie wünschen
dringend , daß diese Liste damit abgeschlossen
ist ! Herr v. Papen scheint allerdings in der

guten Hoffnung zu leben , daß er noch lange
und eifrig an ihrer Verlängerung arbeiten

könne ! Sein Kabinett aber ist innerlich

morsch . Es kracht in allen Fugen , Schlot -
barone und Krautjunker berennen es von
beiden Seiten her mit dem Schlachtruf : hie
Kontingentierung , hie Export . Der Ansturm
aller großen Parteien gegen den Kanzler ,
der sich an seinem Sessel festklammert .
wächst von Tag zu Tag .

Aber der Chef des Kabinerts der Barone

reist ! Gut ! Dann kann er bei dieser Ge -

legenheit gleich seine Abschiedsbesuche
abstatten !

Rundfunk und Vreußenkabinett
Ringreifen cier rechtmäßigen Regierung

Die Vertremng der preußischen Staatsregie -

rung bei der Beratung der Rundsunkrichtlinien
im Reichsrat liegt nunmehr bei dem Vertreter

der preußischen Stoatsregierung , Ministerial -
direktor Dr . Brecht . Das preußische Ka -

b i n e t t hat unter dem Vorsitz des Minister -

Präsidenten Braun einen Vortrag des Sach -

bearbeilers , des preußischen Slaatskom .

missars für den Rundfunk , Ministerialrat

Dr . Strunden , entgegengenommen und danach

Beschlüsse für die weitere Behand -

lung der Frage im Reichsrat gesaßt .

Die preußische Staatsregierung ist im besonderen

bestrebt , eine enge Verbindung mit de »

übrigen Ländern aufrechtzuerhalten .

Es ist anzunehmen , daß vor der Vollsitzung
des Reichsrats am Donnerstag sllr die preußische

Staatsregierung eine Erklärung abgegeben wird .

Schacht hofft
Er läßt Luther angreifen

Während das Kabinett der Barone von außen

heftig bestürmt wird , kracht es im inner » .

Die Gegensätze in der Frage der Kontin -

gentierung sind unversöhnlich , der Widerstand .

den Neurath , Warmbold , Luther , Popitz de »

agrarischen Forderungen entgegensetzen , ist nicht

zu besiegen . Die fterren von Schlot und jzalm

befehden einander aus das hestigste , und das

jiabinett ist innerlich zerrissen .

Die „ Tägliche R u » d s ch a u" ergreift in

dieser Situation Partei gegen Luther . Sie

hält dem Reichsbankpräsidenten vor , daß er im

März anders über die Kontingentierung gedacht
habe als im Oktober , lind sie schließt ihren Angriff
mit den Worten :

„ Mit der Umbildung des Kabinetts

wird nunmehr auch die Frage der Besehung

des Postens des Reich , bankpräsi -
d e n t e n aktuell . "

Seit einiger Zeit sind Gerüchte im Umlauf , daß

hinter der „ Täglichen Rundschau * als Gönner und

politischer Inspirator Herr Schacht stehe .

Stimmt dies , so kann man schließen , daß Herr

Schacht darauf spekuliert , bei der bevorstehenden

„ Umbildung des Kabinetts " R e i ch s b a n k -

Präsident ju werden .

9 . November !
Raul Löhes Runrlfunhrecle

Unser Redaktionsmitglied Genosse Paul Lobe

Hat gestern abend in hilversum in der Feierstunde
des holländischen Arbeiter - Radio - Dundes über die

Bedeutung des 9. November sür die Arbeiterklasse

gesprochen . Die Reaktion hat nicht verhindern
können , daß seine Stimme auch zu den deutschen
Arbeitern gedrungen ist ! Sie haben die Stimme

von Paul Lobe gehört , sie haben vernommen , wa »

er sprach , und sie wissen nun , was die Barone in

Deutschland unterdrücken wollten !

★

Paul Löbe führte u. a aus :

Die deutschen Sendeleitunge » und ihre Kom -

missare trogen keine Bedenken , deutschnationale
und nationalsozialistische Redner im Rundfunk
sprechen zu lassen , deren Vorträge die Empörung
weitester Hörerkreise wecken , sie tragen keine Be -

denken ,

ottvnliunckig « lt « ektipu » » cki » r « n

in provokatorischer Weise die Republik und die

republikanischen Parteien schmähen zu lassen . Ein

Vortrag jedoch , der der gesamten deutschen Ar -

beiterklasse am Herzen liegt , und der das aus -
drücken soll , was viele Millionen Werktätiger am

heutigen Gedenktag der November - UmwälzuNg
von 1918 tief innerlich bewegt , darf nicht gehalten
werden weil die heutigen Herren des Rundfunks
davon eine „ Verschärfung der innerpolitischc »
Gegensätze " befürchten .

Nun , der Aether ist frei , und ich benutze des -

halb freudig die Gelegenheit , in Ihrem Sender
das auszusprechen , was mir zu sagen in de » dcut -

schen Sendern verwehrt worden ist. Ich hoffe ,
daß diese Ansprache die Bande brüderlicher Soli -

darität , die uns an das Proletariat der anderen
Länder knüpfen , verstärken und dazu beitragen
wird , die geistige Isolierung zu durchbrecheit , die
die Rundfunkreaktion für Deutschland herauf -
beschworen hat

Und nun zu dem Thema des heutigen Abends :
Was ist uns der 9. Nooeinber , wie

steht die deutsche Arbeiterklasse zum
Gedenktag der Umwälzung von 1918 ?

Für uns deutsche Arbeiter und Sozialisten be -
deutet dieser Tag die Grenzlinie zwischen zwei
Geschichtsperiode », er bedeutet die Liquidation
des alten kaiserlichen Deutschlands und den Durch -
bruch zur demokratischen Freiheit und zum So -

zialismus . Alles , was morsch war im Vorkriegs -
deutschland mit seiner Unfreiheit , seinen stän -
dischen Privilegien , seiner unverhüllten Klasien -
Herrschaft der Besitzenden , wurde vom November -
stürm 1918 sortgejegt . Ein System brach zu -
sammen . dessen innere Morschheit sich namentlich
im Kriege mit aller Deutlichkeit gezeigt hatte und -

dessen Unvereinbarlichkeit mit den Interessen des
Volkes und des Staates sich schon dadurch offen -
barte , daß keine der Stützen des alte »

Systems es wagte , sich schützend vor
das kaiserliche Deutschland zu
stellen .

Was taten wir deutschen Arbeiter und Sozia -
listen in den Tagen des November ? Wir mußten
den Trümmerhaufen übernehmen ,
den uns das alte System hinterlassen halte . Wir

mußten die Reichseinheit schützen , den Krieg liqui -
dieren , die Demobilmachung durchführen , das

hungernde Volk mit Lebensmitteln versorgen , bei

sortdauernder Blockade und beginnender Inflation
die Kriegswirtschaft in Friedenswirtschaft über -

führen , und bei alledem dafür Sorge tragen , daß
der alte Obrigkeitsstaat durch einen freien demo -

kraiischen Volksstaai abgelöst wurde lieber -

menschliche Aufgaben türmten sich vor uns auf ,

Ausgaben , vor denen die Vertreter des alten

Systems geflüchtet waren , und die von » ns nur

deshalb bewältigt werden konnten ,

i »»il aus der Millionenmasse der Klassen
bewußten Arbeiterschaft neue schöpfe¬
rische Kräfte emporsprangen , die Volk
und Staat ver dem Untergang retteten
und die Fundamente für die demokratische

deutsche Republik schufen .

Hinterher sind freilich die Anhänger des alten

Regimes , nachdem sie sich von ihrem eiste »
Schrecken erholt hatten , aus ihren Schlupfwinkeln
hervorgekrochen , um Schmähungen und Verleum -

düngen , Dolch stoßlügen und Verrats -

anklagen gegen die Schöpfer der jungen dem -



Ein Schrei aus Neffter Not
füntsetelickes Elend einer Industriegemeinde

?ch«i « Demokratie und vor allem gegen die deut -

schon Arbeiter und Sozialisten zu sckileudern . Das
ändert jedoch nichts an der geschickitlichen Tab -
iachc > daß es sozialdemokratische Arbeiter waren ,
die aus dem Triimmcrhausen des alten zusam -
mengebrochenen Deutschland einen Staat zurecht -
zimmerten , in dem zum erstenmal aus deutschem
Boden die Grundsätze der großen bürgerlichen
Revolutionen Freiheit , Gleichheit t�tNd
Selbstbestimmung des Volkes Geltung
erlangten , und in dem gleichzeitig die Ansätze ge-
schaffen wurden für ein neues soziales
Recht , für eine freie kollektive Selbstbetätigung
der Arbeiterklasse , für ein « weitgehende soziale
Gesetzgebung , die de » Anteik der Arbeiterklasse
am Sozialprodukt steigern und ihre Stellung
innerhalb der kapitalistischen ZSirtschastsordnung
günstiger gestalten (oll . Freilich blieben diese Er -

rungenschaften hinter den Erwartungen zurück ,
die in sozialistischen Kreisen in der ersten ver

heißungsvollen Periode der Revolution gehegt
wurden . Hier bewahrheitete sich aber in schlagen -
der Weise der Satz , den unser Alimeister Karl
Ä a u l s k y schon 1902 in seinen Vorträgen in

Amsterdam und später in seiner Broschüre über
die soziale Revolution geprägt hatte : Daß eine
Revolution die aus einem kriegerischen Zusam -
menbruch entsteht , so stark mit anderen ihr fern -
liegenden Dingen belastet ist . daß sie ihre ur -

eigensten Ziele nur in sehr beschränktem Maße
zu verwirklichen vermag ,

Doch was in der besonderen geschichtlichen
Situation Deutschlands verwirklicht werden konnte ,
ist von der deutschen So zialdemokratie
und de » mit ihr in einer Front marschierenden
freien Gewerkschaften unter dem Auf¬
gebot all ihrer Kraft in den Jahren nach der
Revolution vollbracht worden . Eine Verfassung
wurde geschaffen , die , aus deniokratische » Grund -

sätzen ausgebaut , das Fundament für die poli -
tische Freiheit und für die Entfaltung der Volks -
souveränität in Reich , Ländern und Gemeinden
bildete . Die Verwaltung wurde demokratisiert ,
die Sozialgesetzgebung ausgebaut . Kulturarbeit
und Sozialhygiene auf allen Gebieten gefördert ,
der Anteil der öffentlichen Wirtschaft an der Ge¬

samtwirtschaft verstärkt . Auf außenpoliiischein
Gebiet wurde mit Erfolg daran gearbeitet , die
Härten des Vcrsailler Vertrages zu mildern , die

politische Isolierung Deutschlands zu überwinden ,

cki « Atmosphäre des Mißtrauens gegen
Deutsehland iu zerstreuen

und durch Eintritt in den Völkerbund Anschluß
an die großen Mächtegruppierungen zu erlangen ,
Dieser allmähliche Ausstieg währte etwa bis zum
Jahre 1929/1920 und sein Endergebnis war , daß
man von einem Durchbruch des proletarischen
Deutschlands zur demokratischen Freiheit und

zum schöpferischen sozialistischen Aufbau sprechen
konnte . Trotz vieler Schattenseiten unseres poli -
tischen und wirtschaftlichen Lebens , die für einen

Sozialisten nicht überraschend sind , der die Be -

dingtheit des politischen und soziale » Fortschrittes
innerhalb der kapitalistischen Gesellschaftsordnung
kennt , konnte man doch mit Genugtuung fest¬
stellen , daß der politische Einfluß der

Arbeiterklasse in der inneren und äußeren Politik
zunahm , daß die Lebenshaltung der drei -
testen Schichten der Arbeiterschaft sich gebessen
hatte , daß der Anteil des Proletariats an den

Kulturgütern und seine eigene kulturelle Leistung
sich steigerte , und daß in der zunehmende » Selbst
tätigkeit und Selbstverwaltung der proletarischen
Massen im Rahmen des demokratischen Staates
die Fundamente für ihren Aufstieg zur politischen
Macht und zur Verwirklichung des Sozialismus
gelegt wurden ,

In dieser Emwickiungstinie ist in den letzten
Jahren , und namentlich seit dem Frühjahr dieses
Jahres ,

ein emptindlieher Rückschlag

eingetreten . Die Weltwirtfchaststrise , die sich de-
sonders verwüstend in Deutschland auswirkt , die

ungeheuren Zahlen der Arbeitslosigkeit als Folge
der Fehlberechnungen und der Schleuderwirffchaft
des deusschen Kapitalismus , die Vernichtung
vieler Millionen selbständiger Eristenzen , die un -

gelöste Reparationsfroge und der Druck des Welt -
tapitalismus , — alle diese Dinge haben jene tief -

greifenden Ilmschichtungen im deutschen Gesell -
Ichaftstörper und jene Verschärfung der poli -
tischen Spannungen gezeitigt , die zur Lahmlegung
des deutschen Parlamentarismus , zum Ausstieg
des »ationalsozialistischen Faschismus und z u r
» ur notdürftig verhüllten Diktatur
der Junker - und M i l i t ä r k a st e geführt
babeu , , Hier bestätigt sich erneut , daß der Spät -
tapitalismus , in dein wir leben , nicht mehr in
der Lage ist , die Existenz der von ihm beherrschten
Wirsschaftssysteiue und die Lebenshaltung der von
ihm zu Lohnfklaven degradierten Volks -

massen sicherzustellen . National und international

verstriAt er sich in die unlösbarsten Widersprüche ,
er torkez ' t von Krise zu Krise - und vermag nur

notdürftig in den kurzen Perioden einer günsti -
geren Konjunktur seine Unfähigkeit zu verhüllen ,
den allgenwinen Bedürfnissen der Wirsschaft und
der Gesellschaft gerecht zu werden . In dieser
Situation ist es nur die j o z i a l i st t s ch e

Arbeiterklasse , die den unterdrückten und

gepeinigten Volksmossen den Weg aus dem kapi -
lalistischen Chaos weist ,

Auch diejenigen , die heute falschen Pro¬

pheten nachlaufen und einem nationalen
Seheinsozialismus huldigen , werden früher

ochpr später einsehen müssen , daß es
keinen andeiwn Ausweg aus der kapi¬
talistischen Kiise gibt als die Ver¬

gesellschaftung der Produk¬
tion s m 1 1 1 e I und die Beseitigung

Aus der Gemeinde Stockheim in Obersranken

erhalten wir eine erschütternd « Zuschrift , die die

Rot der kleinen Jndustriegemeinde schildert . Diese

Zuschrift lautet :

„ Die Gemeinde Stockheim hat über ein Men
jchenatder lang für ihre Einwohner ' Arbeit und
Brot schaffe » können . Selbst aus dem Frauken -
wald und aus Thüringen fanden Arbeiter dort
Erwerb und Lebensunterhalt . Die Krise hielt sehr
irüh ihren Einzug in Stockheim , Zunächst wur -
den die Puppenfabrikcn stillgelegt . Dann
amrd ? im Jahre 1926 das Bergwerk in Stock -

heiw aufgelassen , 300 Bergleute wurde » arbeits¬
los : sie sind inzwischen längst ausgesteuert . Der
Genteinderat ließ Notstandsarbeiten in Angriff
nehnNin , Es gelang chm, das Los der Erwerbs -

losen einigermaßen erträglich zu gestalten . In -
dessen mußte die Gemeinde dazu hohe Darlehen
ausnehmen , deren Verzinsung ihr nun schwerste
Sorgen bereiten .

Im März 1930 wurde die Glasfabrik in

Siockheim stillgelegt , Sie hatte 2ö0 Arbeiter de-

schäftigt . Damit waren die letzten Einnahme -

quellen varschwunden . Im April 1931 schieden
auch diese Arbeiter aus der Alu und Kru aus ,
Die Summe zur Unterstützung der Ausgesteuerten

stieg auf monatlich 4000 Mark . Der Gemeinde -

rat führte sämtliche Notsteuern ein . Er wandte

Eigener Beridit des „ Vormärts "

Stralsund , 9. November ,

Die ungeheuerlichen Strafanlrägc des Ober -

stoalsomvalls Dr . Wondesleben im Greifs -

walder Prozeß sind am vienstagnachmiftag

durch das unter größler Spannung gesälllr
Urteil des Schwurgerichts verwirklicht worden .

Fünf Angeklagte wurden zu Zuchthaus¬

strafen von fünf bis zehn Zähren ver¬

urteilt . fünf erhielten Gesängnisstraseu von drei

Monaten bis zu 1 Zahren , sieben wurde » wegen

Mangel an Beweisen freigesprochen . Die Ver¬

urteilung erfolgte bei den zu Zuchthaus bestraften

Angeklagten wegen vorsätzlicher Tötung , bei den

anderen hielt das Gericht schweren tandsriedeti »-

bruch für gegeben . Die verurteilten sind sämtlich
A r d e i t e r und gehören , soweit sie politisch or¬

ganisiert sind , der kommunistischen Partei an .

Zn kurzer Zeil werden sich 13 Nolionalsozialisten

wegen schweren Landfriedensbruchs vor Gericht zu

Ner Bückling
Eane deutsche Spezialität

London , 9. November ,

Den engliichen Unterhoueabgeordnctcn wurden

im Wirtjckzoftsraum des Unterhauses -50 deutsche
Bücklinge oorgesüftrt . Der Fischereidirektor
des Bezirks Lowestoft hat sie eingesandt , um der

englischen Volksvertretung „ein neues Ver -

fahren " zu zeigen , wie man Heringe solange
räuchert , bis sie gar sind ' »ich Bückling ge¬
nannt werden ,

Naziverrat an Südtirvl
Sie werden auch noch krech ?

Am faschistischen Zehnjahreslag des Marsches

auf Rom haben reichsdeuische Hitler - Leute in

Uniform an der Faschistenseier in dem ge

knechteten deutschen Bozen teilgenaminen — an

jenem Denkmal für den „ Sieg " Italiens , das

als Hohnmal für das versklavte Südtirol von

allen Deutschen peinlich gemieden wird ,

Diese Schmach hat der frühere Abgeordnete

Dr , R e u t - N i c o l u s j i in einer Inn - brucker

Kundgebung nach Gebühr gegeißelt ,

Dafür rächten sich die Pgs , der Voltsverrätcr :

der veralteten 1 i g e n t u m s e r d ■

n u n g ; dafi kein anderes Mittel gegen
die sozialen Note der Gegenwart vor¬
handen ist als der ZusammensehluS aller

Ausgebeuteten und Entrechteten und die

Eroberung der politischen
Macht zur Durchführung einer grund¬
legenden sozialen Umgestaltung ; daß
kein Gott und kein Känig die Millionen
der Werktätigen aus der jetzigen Ver¬

strickung in unerhbrte Widersprüche be¬

freien kann , sondern daß nur die

Selbsttätigkeit des organi¬
sierten Proletariats , sein glühen -

sich um Unterstützung an die Landcsbehörden ,
Durch das Eingreifen von Landtagsakigcordneten
der Sozialdsmokratischcn Partei und der Bayer ! -
schen Bolkspartei gelang es ihm . die nötigen Zu -
fchüffe zu erhalten ,

Das halte ein Ende , seitdem die Verordnung
der Regierung Popen vom 4. September 193 ?
in Kraft getreten ist . Die Gemeinde erhält nur
ein Viertel des zur Unterstützung notwendigen
Betrages zugewiesen . Ihre eigenen Finanz -
quellen sind restlos ausgeschöpft .

Von 980 Einwohnern der Gemeinde sind
108 Wohlfahrtsc m pfänger . Insgesamt
müssen 3 74 Personen von der Ortsfürsorge
unterhalten werden , 107 Personen beziehen
noch Alu und Kru , und 203 Personen leben

von Kriegs - , Invaliden - und Unfallrcnten , Nur

zwei Siebentel der Bevölkerung können ihren
Unterhalt aus eigenem Einkommen bestreiten .

lieber die Gemeinde ist entsetzliche Not herein -

gebrochen , Wohlfahrtsempfänger mit ihren Fa -
Milien konnten wochenlang überhaupt keine Unter¬

stützung erhalten . In den letzten Wochen mußten

sie sich mit einer Unterstützung von 4 Mark .
2 Mark , ja , einer Mark wöchentlich begnügen !

In den ersten Wochen war es chnen noch mög -
lich , in der Umgebung ein Stück Vrot und Mllch

für ihre Säuglinge zu erbetteln . Aber auch das

verantworten haben . Die Anklage erfolgte wegen

mehrerer Zusommeuftöhe . die sich am gleichen

Tage ereigneten wie die blutigen Zwischensälle ,
die dem jetzt zu Ende geführten Prozeß zugrunde

lagen . »

Wieder Bombenleger
Ein Nazimann gefaßt

kiel , 9. November .

Heute morgen ist vor dem Gerichtsge -
sängnis in kiel ein natlonalsozlalisti -
scher Bombenanschlag vereitelt worden

Eine Polizeistreise konnte einen Nalionolfoziallfien
festnehmen , der sich gerade von e ' ncr von ihm ge¬
legten Bombe enlsccnen wollte . Der Spreng -
lloffbehällcr , der unmittelbar vor den Be¬
ll mtenwohnungen niedergelegt worden

war , würde nach Ansicht der Polizei bei einer

Explosion surchtoarc Verwüstungen angerichtet
haben . Der Täter itt verhastet -

Als Dr . Reut - Ricolufsi seine nächste Vorlesung
als Dozent an der Jnnpbrucker Universitär hielt ,
trawalliertcn Hakentrcuster derart , daß die Vor -

lsjung schließlich abgebrochen werden mußte ,

Zahlreiche Sludcntsn hatten aus den Radou mit

lebhaften Sympathiekundgebungen für den Do¬

zenten geantwortet ,

Deutschosterreichs Fest
Oer Staatsgründungstag

Früher als im Deutschen Reich war 1918 die

Monorchie in Oesterreich zusammengebrochen . Die

Loslösung der tschechoslowakischen Republik am
28. Oktober war das Ende 5iabsburgs , Der 1911
gewählte Reichsrat löste sich aus . Die Abgeord
nctcn der deutschen Alpen - und Sudctciilönder
bildeten den Staatsrat Deutschösterreichs , Tod -
trank schon , bestimmte V i k t p r Adler , der

Führer der Sozialdemokratie und nun Staats -
sekretär des Aeußeren , da » Parlament , die R e -

publik zu beschließen . Am 12, November —-
Viktor Adler hatte eben ausgelitten — wurde vor
allem Volk auf der Ringstraße die neue Verfassung
feierlich verkündet . Ihr erster Satz lautete :

Deutschöstetreick ist ein Glied der

deutschen Republik .

Das Gebor der Siegermächte strich diesen Satz ,

der Ereiheifswille , seine soziale

Schöptungskraft , sein Streben nach Gleich¬
heit und Gerechtigkeit menschenwürdige
Zustände , neue , bessere Formen des
menschlichen Zusammenlebens in dieser
Welt des Elends , der Unfreiheil , der

Ungerechtigkeit und der Ausbeutung zu
schaffen vermögen .

In diesem Zeichen kämpft auch Heute die

nulliouenstarlc Armee der Sozialdemokratischen
Partei , der freien Gewerkschaften und der zahl
reichen Kulturorganisationen gegen die Reaktion
in Deutschlank ». Denen , die heute an der Macht

ist jetzt kaum mehr möglich , ds * n de / Franken -
woldbouer mit seinem unfruchtbar ' Lvden kann

selbst kaum mehr weiter ,
Brot haben viele Jovklicn wockBmltMg nicht

gesehen , für die Säuglinge fehlt es an ZNilch :

karloffeln und Salz sind die einzige NqHrunij der

Unglücklichen .
Die Kinder der Notleidenden sind unteE '

ernährt , sie schwinden dahin . Auch an dei »

Erwachsenen zeigen sich die Folgen des . Hungers .
Run zum Wimer kommt noch der Mangel an

Kleidung hinzu . Alle von der Gemcindeoer -

tretung und dem Erwcrbsloscnausfchuß unter -

nommenen Schritte waren erfolglos . Die secli -

schen und materiellen Qualen der Erwerbslosen

sind ins Unerträgliche gestiegen . Wiederholt sind
die Landtagstraktlonen der Sozialdemokratischen
Partei und der Bayerischen Voltspartci beim

Staatsministerium vorstellig geworden . Aber

sie konnten nichts erreichen , da aus

dem Lande die nötigen Mittel fehlen , helft uns .

damit unsere unerträgliche Notlage sich nichk in

allgemeines Sirchllim verwandelt ! "

Dies Bild erschütternder Not steht nicht allein ,

So gehl es viele » kleinen Indiistriegcmciiiden in

Deutschland . Die Not wohnt nicht nur in den

großen Städten , sie wohnt überall . So

kann , so darf es nicht weitergehen !

entfernte die Silbe „deutsch " aus dem Staats -

» amen , riß weite Gebiete weg . lieferte Deutfch -
Südtirol ohne Volksabstimmung und ohne Minder¬

heitenschutz der italienischen Fremdherrschaft aus ,

Di « ersten zwei Jahre stand die junge Republik

stark unter sozialistischem Einfluß , Die sozial -

politische Gesetzgebung wurde unter Ferdinand
H a n u s ch

'
Leitung vielfach vorbildlich für andere

Länder , Was die Sozialdemokratie in Wien und

anderen von ihr verwalteten Gemeinden geleistet
hat , ist weltbekannt , 43 Prozent der abgeMbencn
Ztiitnnen nn Bundesstaat . 67 in Wien hat die So -

zialdemokratie in sicheren » Besitz , Spaltungsoer -

suche sind stets gescheitert . Der Heimwehrfaschv - -
mus konnte nur durch brutalsten Unternehmet ; -

druck hungernde Arbeitslose in seine Reihen pressen .
das Razitum verbreitert sich ausschließlich auf

Konen des Hcimwehronhangs und der Bürger¬

blockparteien . Kommunistische Kandidaturen er

reichen — wie auch soeben in Vorarlberg — kein

Mandat , bringen nur die Sozialdemokratie zur
Freude der Bourgeoisie und chrer fzahnenschworxz -
und Hakenkreuzsoldalen um einen Landlagssitz ,

Bon der Staatsregierung ausgeschaltet , von den

Organen des reaktionären Regimes durch fcho -

nungsvolle Duldung faschistischer Uebcrsällc . durch

kraß einseitige Waffensuche , durä » ausreizende

Parteijustiz verfolgt , hat die Sozialdemokratie sich
den Willen erhalten und die Kraft geschaften , der

Arbeiterklosse die lebensnotwendige Freiheit
des legalen Kampfes um ihre Befreiung zu sichern :

ihre Änkstichigung, am 12, November - wie olle

Jahr « zu m a r s ch i e r e n , hat die Aufhebung des

Demonftrationsoerbots für diesen Tag er -

zwungen Sie marschiert heute in Wien für die

Demokratie — sie marschiert entschlossen zum
Sozialismus ,

Belgien sucht Gelb
Bisher vergeblich

Brüssel , 9. November ,

Der belgische Ministerpräsident de B r o q u t -

villc hat , dieser Tage in Paris mit Herrioi ver -
handelt . Wie ans guter Quelle verlautet , hat
de Broqueoille i » Paris versucht , eine Anleihe
von l !-- M i l l i -a r d e » Franken aufzu -
treiben . Der leitende belgische Finanzmonn
F r a n c q u i Hat sich in voriger Woche in Paris
um eine derartige Anleihe vergeblich bemüht Die

iranzöstschen Banken sind aber weneg zugänglich ,
zumal der belgische Schuldner seit 1930 fünf Mit
üarden verschlungen hat ,

* i

Bernnitlich wird Frankreich , wie üblich , die Ge -

Währung der Anleihe van politischen Bedingungen
abhangig machen , insbesondere von einem engere »
Zusammenrücken der beiden Generolstäb «. gegen
das große Teile der belgischen Oesfentlichkeit
ichärssten Einspritch erheben . Allerdings ist gerade
der jetzige Ministerpräsident de Broqueoille stets
iür eine enge Anlehnung an Belgien , auch auf
militärischem Gebiet , eingetreten ,

sind , denen , die glauben , uns um ein Jahrhundert
in die Zelten Metternichs zurückmersen zu können ,
rufen wir die Worte Ferdinand Fr eilig -
raths aus feinem Trutzlied . . Trotz alledem "
vom Juni 1845 zu :

Nur was zerfällt , vertretet ihr !
Seid Kasten nur , trotz alledem !
Wir sind das Volk , die Menschheit wir ,
Sind ewig drum , trotz alledem !
Trotz alledem und alledem :
So kommt denn an , trotz alledem !
ihr hemmt uns , doch Ihr zwingt uns nicht —
Unser die Welt trotz alledem !

Luchthaus in Bommern
Urteile gegen Arbeiter , die sich gegen SA . wehrten !



Gefahr für die Jugend !
Notverordnung über Fürsorgeerziehung

Altes Volkslied
v. Papen ; vis Regierung hält

die Arme weit geöffnet . . .

Die ttirtgil an�ekimdigle Notverordnung
für Fürsorgeerziehung , gegen die die
sozialdemokratische Neichstagskraktion und die
Arbeiterwohiiahrt schon seit Monaten Stellung
genommen Haben , ist nun doch erschienen , Sic
enthält keine Bestimmungen über das Ä r -
d c i t s h a us , aber was sie enthält , ist ichliinm
genug .

Bisher war geltendes Recht , dost Mündel und
litinder . deren Eltern das Personeniorgsrecht snt -
zogen ist , der Fürsorgeerziehung überwiesen wer -
den durften , wenn die Allswendung besonderer
Mittel für die Erziehung bei anderweitiger Unter -

bringung notwendig war . Nach der Noiverord -
nung können Meie Jugendlichen zur Verhütung
der Verwahrlosung , wenn anderweitige Unter -
bringung erforderlich ist , aber ohne Inanspruch -
nähme öffentlicher Mittel nicht ersolgen kann , der

Fürsorgeerziehung überwiesen werden . Das gilt
nicht für körperliche Verwahrlosung ,

Bisher war also für Minderjährige dieser Art
das Jugendamt zuständig , dos kon -
iesswnell neutral ist . Jetzt werden sie der kon -
fessioit eilen Fürsorgeerziehung über -
wiesen . Das Jugendamt hatte für diese Ninder

. stindergärtenhorte , Fürsorgeeinrichtungen aller
Art , Die Fürsorgeerziehungsbehörde bringt sie in

Anstalten oder in Familien unter , bei denen sie
nur gelegentlich die Erziehung überwachen kann ,

Aditving !

IcüveiUätc ÜCzitksvMsiaud !

Sitzung des erweiterten Bezirksvorstandes
am Freitag , dem 11. November , pünktlich
19 Uhr , im Sitzungssal der Wohlfahrts¬

schule , lindenstr . 3, II. Hof Z Treppen .
( Diesmal nicht im Sitzungssal des Bezirks¬
verbandes Berlin . )
Wir bitten um bestimmtes und pünktliches
Erscheinen . Der Bezirksvorstand .

Dabei wird die Fürsorgeerziehung in unübcrseh -
barrr Weise ausgedehnt . Denn Städte und Land -
l . neife, die Träger der Jugendämter , find in solcher
Finanznot , dost sie in allen Fällen , in denen sie
Aufwendungen für diese Minderjährigen haben ,
Verwahrlosung ankündigen und Fürsorgeerziehung
beantragen . -

Das Ende der Fürsoraeerziehung tritt nicht mehr
bei der Volljährigkeit , sondern mit Vollendung des
Ist . Lebensjahres ein . Bisher war die Entlassung
aus der Fürsorgeerziehung wegen Unaussührbarkeit
aus Gründen , die in der Person des Minderjähri¬
gen liegen , nicht möglich , weil ein Bcwahrungs -
gefetz nicht bestand . Jetzt kann nach Anhörung
des Jugendamts entlassen werde » wegen Unaus -

führbarkett der Fürsorgeerziehung aus Gründen .
die in der Person des Minderjährigen liegen , wenn
die Fürsorgeerziehung ntittdesiens ein Jahr ge-
dauert hat , austerdem , wenn der Minderjährige an

erheblichen geistigen oder seelischen Regelwidrig -
keitem leidet .

Sparmastnahme ? Jetzt , wo durch Fehlen von
Arbeit die Vcrwahrungsgefohr für Jugendliche
grötzer ist als je, wo den Jugendämtern das Geld
fehlt , neue schwere Aufgaben zu übernehmen ,
Jugendliche init 19 Iahren zu entlassen , Uner -

ziehbore aus die Straße zu schicken , wird den
Staat schließlich sehr viel mehr kosten , als hier
je gespart werden kann !

Was soll noch der kostspielige Apparat der Für -
sorgeerziehung , wenn Leichterziehborc über¬

nommen . Schwererziehbare auf die Straße gesetzt
werden ? Wir sind damit einverstanden , daß die

Jugendämter die Erziehungsarbeit übernehmen ,
ober dann für alle und nach Ueberweisung von
Geldmittel » an die Gemeinden . Was mit dieser
Notverordnung gemacht wird , ist Schutz für die

Fürsorgeerziehungs - Behörden und die Fürsorge
«rziehungsanstalten und Gesahr für die Jugend .

ersten Verfahren . Der Lagerverwaster
Fi f ch e r hotte früher auegesagt , daß Bullerjohn
sich in ausiallender Weise nach oersteikun Sachen
in den Ecken erkundigt Hobe, . iieute sagte Fischer
aus , daß Vtrllcrjahn ja genau Bescheid gewußt
Hobe , daß aber Herr von Gontard die Angewahn -
heit Hatto , genau in die Ecken zu sehen , und daß
Bullerjohn deswegen habe für Ordnung sargen
wollen .

Der Umstand , daß ein sranzösiicher Otnzier
eilten Schrank mit bestimmter Nummer habe
öffnen lassen , wird von Fischer wie von dem
Oberstleutnant Dührino als üblich und
harmlos zu erklären bezeichnet . Der Zeuge Fischer
gab ferner zu, dag drohende Aeuhcrungen Buller -
jahns in der Forin gefallen sein könnten , w- e
sie Bullerjahn heute selbst anstellte . Es wurde

ferner festgestellt , daß außer Bullerjahn noch
eine ganz ! ! Reihe von Arbeitern und Angestellten
Kenntnis oon dem geheimzuhaltenden Material
hatte ,

Geständnis nach der Wahl
NazimiLwirtschakt in Mecklenburg

Der nationalsozialistische Ministerpräsi »
dent Granzow von Me�lenburg - Schwerin ,
der Schwager von Goebbels , hat vor der Wahl
den Mecklenburgischen Landtag schonend daraus
vorbereitet , daß das Desizit etwa 3 . v M i l l i o -

n c n Mark betragen werde . Diese Mitteilung
war eine Schönfärberei , denn die nationalsozia -
listischc Wirtschast hat das Land Mecklenburg -
Schwerin in eine schwere Finanzkrise gebrocht .

Drei Tage nach der Wahl hat nun der Nazi -
sraktionsführer Hildebrandt im Landtage mitgeteilt ,
daß das Defizit «i , ti Millionen Mark be-

tragen werde , also fast no ch einmal soviel ,
wie der Naziministerprastdent vor der Wahl zu -
gegeben hatte . Außerdem wird jetzt zugegeben ,
daß die Naziregierung die S ch l a ch t st e u o r ein -

zuführen gedenkt und die Beam tengehält er

kürzen will ! Dies « Pläne sind das Ein -

geständnis der Mißwirtschast , Sie sind wohlweis -
lich bis nach der Wahl zurückgehalten worden ,

Wenn in Mecklenburg am nächsten Sopntag nach
einmal gewählt werden würde , so würden den

Nationalsozialisten noch einmal soviel Wähler
davonlaufen , wie ihnen in Mecklenburg am ver -

gongenen Sonntag davangelanfenZind !

Und sie lacht schon u

Und sie ziert sich noch

Und dann küßt sie den

nd spitzt ' s Mäulchen ,
ein Weilchen

Franz . . .

Nun auch in Dänemark ! Am Hauser - Platz in

Kopenhagen wurde bei ctncr »Schlägerei zwischen
Aomiitunisten und jungen Sozialdemokraten der

ZiZjährigc Sozialdemokrat Werner Nielsen
von den Kommunisten erschlagen ,

Kabinett und Varteien
Um Fapens Rücktritt

Melduiift der „ T elegra pheti - Lnioti "

Das Reichstabinett trat am Mittwoch

zum ersten Mole nach den Reichslagswahlen zur

Besprechung der politischen Lage zusammen . Zu¬

nächst hielt in der Kabinettssitzung der Reichs -

kommisiar für die A r b e i t sd i « n st p f l i ch t

Vortrag , Aul Grund seiner Ausführungen wurde

beschlossen , die Arbeitsdienstlager auch den Winter

hindurch offen zu halten . Sodann wurde ein -

gehend die politisch « Loge besprochen . <ks

wurde ollgemeto der Ucberzeugung Ausdruck ge¬

geben . daß eine nationale Konzentration wün¬

schenswert fei .

Wie verlautet , dürste der Kanzler zu diesem

Zwecke im Laufe der nächsten Tage die Partei -
' ii h r e r empfangen , um sie über diese Ansicht zu
informierest ,

Ein Rücktritt des Kabinetts oder oon

Teilen des Kabinetts kommt jedoch nicht in

Umfang des Roofevelt - Gieges
Ltimmenverhaltnis 15 : 1 1 / Wahlmännerverhältni » 24 : 1

Der Prozeß Bullerjahn

Günstig « Aussagen für Bullerjahn

Bei der Forlsetzung der Zeugenvernehmung
wurde das allgemein « Verhasten Bullerjahns und

lein Verhalten während der Revision durch die

Mstitärkommission erörtert . Dabei ergab sich,

daß mehrere Zeugenaussagen in ganz
anderer Form herauskamen als im

Künstlertheater

Zilahy : „ Die Nacht zum 17 . April "

Das Künstlertheater , tut Wellengang der Krise

aus den Händen Dr . Roberts in die Hände der

Rott « hinübergefchiagen , spielt einen amüsanten

Kriminalreißer . Leopoldinc Konstantin ist die

Heldin , die eingesteht , den Mord aus Liebesper

zweiflung begangen zu haben , und sie hat dach

nicht gemordet . Dt « Lösung des Geheimnisses ge-

fchah umer Tränen und das Publikum weinte

mit Ob das berechtigt ist . mich untersucht werden .
M. H.

New Zork . S. November .

Nach den neuesten Zählungen sind für N o o f e -

velt 14 627 445 Stimmen und für hoover
lkl 704 719 Klimmen abgegeben worden , von den

531 Ivahimännerstimmen erhielten Rooscvelt 472

und hoover 20. Nicht wie ursprünglich bekannt -

gegeben wurde 78. 39 wahlmännerstimmen sind

noch zweifelhaft .
★

Der Vergleich zwischen den Wähler stimmen
und den Wahlmänner stimmen , die die beiden

Kandidaten erholten haben , ist ein neuer klassischer

Beweis für die llngerechiigkeit jedes Wahlspstenis

ohne Proporz . Etwa 15 Millionen Wählerstimmen

und 472 Wahlmänner für Roasevelt , fast 11 Mil -

lionen Wählcrstimmcn . aber nur 20 Wahlmänner

für Hoover — das Mißverhältnis ist offen -

sichtlich . Allerdings würde in dikfem Falle auch

eine proportionale Zusammensetzung des Wahl -

männerkollegiums an der absoluten Mehrheit für

Roasevest nicht » ändern . Aber die Gegenüber -

stellung nott 42 Staaten , die eine Mehrheit für die

Demokraten erbracht haben , und der sechs Staaten ,

die Hoover treu geblieben sind , ist insoiern irre -

. führend , als sie nicht erkennen läßt , daß die

Republikaner nach wie vor eine sehr starke Partei

sind und daß das wirkliche Kräftever -

h äl t n i s lautet 13 : 11-

Die späteren Meldungen heben auch den

jt arten Zuwachs der sozialistischen

Stimmen hervor . Vor vier Jahren noch nur

etwa eine Biertelmillion , jetzt 1 Zs Mil -

lionen , der Vormarsch ist beträchtlich : deson -

ders wenn man bedenkt , daß nur iolche Wahler

für Norman Thomas ihr « Stimmen abgeben

konnten , die aus reiner sozialistischer Ueberzeugung
und mit dem Bewuhtsesti handelten , daß sie damit

auf »inen direkten Einfluß aus die Entscheidung

verzichteten New - Porker Korrespondenten bürger -
lichor Blätter betonen dabei ausdrücklich , daß die

Stimmenzahl für Thomas noch viel größer ge >

wesen wäre , wenn nicht die Erbitterung gegen

Hoover unzählige Wähler veranlaßt hätte , nicht

tür Thvmas , sondern für Raosevelt ihr « Stimme

abzugeben , um ganz sicher zu sein , den bisherigen

Präsidenten zu schlagen .

Wie steht ' s mit dem Alkoholverhot ?

New Zork . 7. November .

Die Gegner der Prohibition reiiineit
mit mehr als 300 Sitzen im Repräsentontenhausc
und 50 Sitzen im Senat . Damit wäre die fiir
eine Aenderung des ProhibitioiGgesetzes twt -

wendige Z w e i d ri tte l w e hrh ki t im Uitter -

hause zwar vorhanden , im Senat dagegen
nicht ,

Stark beachtet wird das Anwachsen der sozia¬
listischen Stimmen .

Die Sozialisten dürften auf eine Gesamt -

stimmenzahl von 1) 4 Millionen kommen . Wäh -
rend sie im Jahre 1928 nur eine Biertclmillion
Stimmen auf sich vereingten .

Ilebrigens hat sich am Wohstagc doch auch ein

ernsterer Zwiicheniall ereignet . Bei einem Zu - �

sammenftoß in Kentucky wurden drei Per -
fönen getötet .

lPersgssungsändernde Dorlagon sowie Dtoatsver -

trögc erhalten nur dann Gesetzeskraft , wenn sie

auch im Senat ein « Zweidrittelmehrheit erlangen
Die Prohibition ist durch die sogenannte Bolsteod -
Act in der Verfasiung verankert worden , Red .

d. „V. " . )

Nahezu Zweidrittelmehrheit

im Senat

New Jork , 9. November .

Noch den letzten Berichten wurden bisher
25 Demakraten für den Senat neugewahlt ,
so daß die Demokraten insgesamt Sb Sitz «
haben Die Republikaner echtesten bisher vier

Sitze » nd konnten dornst die Geioiistzahl ihrer

Sitze aus 34 bringen . ( Der Senat besteht aus
9h Mitglied ««», je zipei Senatoren für jeden
Staat . Red . ) Im Kongreß crhiesten die

Demokraten bisher 241 . die Republikaner
48 Sche .

Frage , ' Nach den neueren Entwicklungen der

Dinge ist es mich unwahrscheinlich , daß der

Landwirtschastemiitister Freiherr von Braun

zurücktreten wird , da in der Kontingeistsfrage
eine Lösung aus dem Wege ist . die voraussichtlich
alle beteiligten Parteien zufriedenstellen dürste .

Die weitere Entwicklung der Dinge dürste nun -

mehr dte sein , daß das Kabinett seine weiteren

Veschtüssc davon abhängig macht , ob e» den Par -
ieie » gelingt , ein Programm und ein Kabinett

der nationale » Konzentration von sich au » zu
bilden . Erst wenn dies gelungen ist . dürfte die

Frage eines Rücktritts überhaupt erörtert werden .

Arbeiter und Nation
Oder : Zweierlei Maß

Die kommunistische Presse ist in den letzten
Wochen wiederholt wütend über L » i p a r t her -

gefallen , weil er sich in seiner Rede in Bernau

zur Nation bekannt hat . Die kommu -

nistische Presse , die sich gerade jetzt in nationqli
siischen Tiraden überschlägt und behauptet , sie
allein kämpf « gegen ' Versailles , tut so, als ob

dieses Bekenntnis für «inen sozialdemokratifchan
Arbeiterfübrer etwas Neues und Ungewöhnliches
wäre .

Wir empfehlen den Kommunisten , in dem Buche
von Arthur Rosenberg : „Geschichte des

Bolschewismus " , nachzulesen , wie Lenin sich
über das Notionalgefichl der klassenbewußten Ar -

beiterschaft geäußert hat : „ Ist uns , den groß
russischen , klassenbewußten Proletariern , das G «

fühl nationalen Stolzes fremd ?
Gewiß nicht . Wir lieben unsere Sprach « und

unsere Heimat Wir sind von Rational -

st o l z erfüllt und . . . wollen durchaus «it

freies und unabhängiges , selbständiges , demo¬

kratisches , republikanisches und stolzes Groß -
rußland . " So Lenin im Dezember 1914 ,

( Rosenberg : „Geschichte des Bolschewismus " , S- 32. )

Repubistanischer Zieichsbund . Zu Vorsitzenden
des Deutschen Republikanischen Reichsbundes sind
gewählt worden : Staatssekretär A b « g g, Polizei -
oberkomntandeur H e i in a n n s b « r g und

Reichstagsabgeordneter Kurt H c i n i g

3n Leningrad sind 15 Leute verhaftet worden ,
die in dem letzten halben Jahr wiederhast Feuer
Überfälle aus Sowjetbeamte uird Korn -
munisten verübt haben sollen . Bei der Berhai -
tung wurden zwei Widerstondleistende e r -

schössen .

�n den
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Neue ungeheuerliche Arteile
Für drei Stein würfe — 7 Jahre , 6 Monate Zuchthaus

Das Tondergericht verurteilte gestern

Tchlosser Zander und Lösche » vegen
den Arbeiter Bratengeier und die

Transportgefährdung zu je 2' /i fahren

Zuchthaus .
*

Die zweite Sondergerichtsverhandlung des

gestrigen Tages richtete sich gegen den Arbeiter

Bratengeier und gegen die Schlosser Z a n -
der und Lösche . Der erste gehört der Roten
Hilfe an , die beiden anderen erklärten , parteilos
zu sein . Alle drei befanden sich am 4. November

gegen MS Uhr nachmittags in einer etwa fünf -
hundertköpfigen Menge vor dem Treptower
Straßenbahndepot . Schupobeamte , die in
einem Streifewagen die Straßenbahn Nr . 191

begleiteten , beobachteten , wie Bratengeier in der

Richtung der fahrenden Straßenbahn Nr . 91
einen Stein warf . Während sie damit be-

schäftigt waren , ihn festzunehmen , bemerkte ein
anderer Schupomann , wie der Angeklagte Zander
einen Stein in der Richtung der vorbeifahrenden
Nr . 87 schleuderte . Auch er wurde festgenommen .
Unmittelbar danach erfolgte die Verhaftung des

Lösche , der gleichfalls einen Stein geworfen hatte ,
ohne den Straßenbahnwagen getroffen zu hoben .

B. bestritt vor Gericht , einen Stein ge-

Raubmord in Genlhin
Opfer eines Verbrechens

Ein Kapitalverbrechen ist in Genthin zwischen
Brandenburg und Magdeburg entdeckt worden . In
ihrem Hause wurde die 71 öahre alte Witwe
Helene M a e s er . Alte Platower Straße 27»,
ermordet ausgesunden .

Die Magdeburger Mordkommission hat die Er -

mittlungen aufgenommen . Der erste Befund er -
gab , daß die alte Frau auf der Hofseite ihre -
Grundstückes niedergeschlagen und ins
Haus geschleppt worden war . Man warf ihr dort
in der Stube Bettkissen über den Kopf und er -
stickte sie. Die alte Frau wurde tot auf dem

Fußboden liegend aufgefunden . Aus dem Haus ,
das sie allein bewohnte , sind einige Sparkassen -
bücher sowie Schmucksachen verschwunden . Die
Tat ist wahrscheinlich bereits am Dienstagabend
geschehen .

Mefseratlenlal !
Die „ Lrandenbnrser - ' Ior - . Iiinssens "

Die Kriminalpolizei ist mit der Aufklärung
eine » rätselhasten Vorganges beschäsligl , der sich
gestern in einem Lokal an der Ecke der Kraut -
und Lange Straße abspielte und bei dem der
22 Zahre alte Rudi Hesse , der in einem

Männerheim in der Lange Strohe wohnt , durch
Messerstiche so schwer verletzt wurde , daß er in

lebensgefährlichem Zustande ins Krankenhaus
Friedrichshain gebracht werden mußte .

Der junge Arbeiter kam gestern stöhnend in das

Männerheim und brach dort plötzlich zusammen .
Ein sofort herbeigerufener Arzt stellte fest , daß
er mehrere schwere Stiche in den Unter -
leib erhalten hotte . Man sorgte sllr sofortige
Uebersührung ins Krankenhaus . Kriminalpolizei
wurde benachrichtigt und nahm die Ermittlungen
auf . Dabei stellte es sich heraus , daß Rudi H
zuvor in einem Lokal an der Ecke der Kraut - und

Ueber das Schlagwetterunglück auf Grube
„ S o f i o » I a k o b a' . über dos wir bereits in
der Abendausgabe des „ Vorwärts " vom 18. Ok-
»ober berichtet haben und den » insgesamt sieben
Bergleute zum Opfer gefallen sind ,
geht uns aus dein Aachener Bergbaugebiet noch
folgende Zuschrift zu :

Nach den amtlichen Mitteilungen des Unfall -
ausschusses der Grubensicherheitskommission beim

Oberbergamt Bonn find die Schlagwetter
durch die Lampe des Schieß m ei st ers

entzündet worden . Der Schießmeister hatte Pflicht -
gemäß vor dem Schießen den Arbeitsort mit der

Benzinlampe abgeleuchtet und dabei

Schlagwetter festgestellt . Daraufhin
versuchte er mit Preßluft ( Bohrschlauch ) die

Schlagwetter wegzublasen . In der Annahme , daß
die Arbeitsstelle nuirmehr frei sei von Schlag -
wettern , wollte «r seine erloschene Lampe an -

zünden . ( Die übrigen Arbeiter hatten elektrische
Lampen . ) Dabei sollen sich die Schlagwetter durch
Funken , die durch den Drahtiorb der Lampe
schlugen , entzündet haben .

Den inzwischen verstorbenen Schießmeister zum

schleudert zu haben Die beiden anderen waren

g e st ä n d i g. Zander erklärte , nicht die Absicht
gehabt zu haben , den Straßenbahnwagen zu
treffen , er habe nur seiner Empörung Lust
machen wollen . Lösche meinte , er habe bloß au ?
Gründen der Demonstration den Kollegen zeigen
wollen , daß sie nicht richtig handelten .

Staatsanwaltschastsrat Dr . Wagner beantragte
gegen sämtliche Angeklagten wegen Land

frieden - bruchs und versuchter Trans -

portgefährdung je anderthalb Jahre Zucht -
Haus . Das Gericht ging über den Antrag des
Staatsanwalts hinaus und verurteilte die Ange -
klagten wegen vollendeter Transportgefährdung
tu je zweieinhalb Jahren Zuchthaus . Von der

Anklage des Landfriedensbruchs sprach es sie frei .

In der Urteilsbegründung führte Landgerichts -
direktor Tolk aus : Nach der ständigen Praxis
des Reichsgerichts liegt vollendete Transport -
gefährdung bereits vor . wenn auf einen f a h -

r e n d e n Zug ein Stein geworfen wird . Die

Angeklagten wollten in diesem Falle dem Wagen -
führer ins Bewußtsein bringen , daß er sich in

Gefahr befinde . Der Steinwurf konnte zur Folge
haben , daß er , von seiner Pflicht abgelenkt , ver -

sehentlich eine Handbewegung mochte , die die In -

fassen des Wagens in die größte Gefahr bringen

Lange Straße Streit gehabt hatte . Von der Po -
lizei wurden vier Personen festgenommen . Sie

bestreiten , den jungen Mann niedergestochen zu
haben und behaupten , daß Unterweltler die
Täter gewesen seien , die das Lokal betreren und
bald danach Streit angefangen hätten . Rudi H.
ist so schwer verletzt , daß er noch nicht verneh -

mungsfähig ist .
Im Morgengrauen spielte sich in der Sieges -

allee im Tiergarten ein Ueberfall aus einen Bor -
arbeiter ab, der von einem Manne plötzlich an¬

gefallen und mit der Pistole bedroht wurde . Der

Wegelagerer verlangte die Herausgabe der Bar -

schast des Arbeiters . Er kam aber an die falsche
Adresse . Denn der Mann , der auf dem Wege zu
seiner Arbeitsstätte war , schlug den Räuber in

Sündenbock machen , hieße jedoch die primäre
Ursache des Unglücks - geflifsemlich übersehen .

Die Hauptursache des Unglücks liegt in der

Tatsache , daß die Schlagwetteransommlungen

nicht rein zufällig ivaren ,

sondern nach der ganzen Art des Abbaues und

insbesondere der mangelhaften und bergpolize - -
widrigen Wetterführung gar nicht aus -
bleiben konnten und eines Tages Zwangs -
läufig zur ' Katastrophe führen
mußten .

„ Hier g i b t ' s noch ei » zweites
Anna II . " ( Gemeint ist das große Gruben -

unglück auf Grube „ Anna II " am 21. Ottober

1939 . ) Diesen Ausspruch konnte man schon seit
einiger Zeit unter den Kumpels hören , die sehr
wohl sahen , daß hier entgegen den be -

stehenden Bergpolizeivorschriften
gearbeitet wurde . Bei dem Abbau harchelt es sich
nämlich um einen sogenannten Oberwerks -

bau . der infolg « seiner falschen Anlage vom

regulären Wetterzug nicht erfaßt werden konnte

konnte . Das muhten sich die Angeklagten als

denkende Menschen sagen . Sie waren höher zu
bestrafen als der Angeklagte , der in der voran -

gegangenen Sitzung zwei Jahre Zuchthaus er -

halten hat : denn dieser hat die Steine in einen

leerstehenden Wagen geworfen , während es

sich hier um einen mit Fahrgästen besetzten
handelte . Das Gericht hat die Angeklagten von
der Anklage des Landfriedensbruches steige -
sprachen . Wäre es den Ausführungen des Staats -

anwalts gefolgt und hätte es Landfriedensbruch

angenommen , so hätte es auf schweren Land -

friedensbruch erkennen müssen , für den die Min -

deststrafe zehn Jahre Zuchthaus ist .

»

Besonders vermerkt zu werden oerdient die

Auseinandersetzung zwischen dem kommunistischen

Anwalt , der zwei von den letzten Angeklagten
oertreten hatte , und dem Nazionwalt , der den

Nationalsozialisten in der vorangegangenen Ver -

Handlung verteidigt hatte . Der kommunistische

Verteidiger verwahrte sich dagegen daß der

Nazianwalt behauptet habe , nur die Kommunisten

hätten Steine geworfen . Es ginge nicht an .

jetzt zu sagen , die Nazis seien Engel , die Kam -

munisten seien Bengel . Die einen wie die an -

deren seien am Streik beteiligt gewesen .

die Flucht . Ein herbeigerufener Schupo nahm mit

ihm zusammen die Verfolgung auf . Sie erreichten
den Burschen am Kemperplag und nahmen ihn

sest . Die Pistole , die der Bandit zuvor bei sich
hatte , hatte er auf der Flucht fortgeworfen . Aus
dem Polizeipräsidium wurde er festgestellt als
ein 28 Jahre alter Pole Stanislaus S ch o -

p i n I k i aus der Bluinenthalstraße im Osten
Berlins , der schon mehrmals aus Deutschland aus -

gewiesen , aber immer wieder zurückgekommen
war . Der Bursche gehört zu den berüchtigten
„ B r a n d e n b u r g e r - T o r - I u n g e n s" , die
entweder in den späten Abend - oder frühen
Morgenstunden Passanten im Tiergarten an¬

sprechen , um sie dann zu überfallen . Der Pole ist

deswegen schon wiederholt bestraft worden .

und deshalb durch « onderbewerterung ( Ventila -
roren und Luttcntour ) bewettert werden mußte .

Dabei wurden die abziehenden Wetter ent -

gegen den klaren gesetzlichen Bestimmungen
abwärts geführt .

ein Verfahren , das beim Abbau nur in Ausnahme -
fällen und nur mit Genehmigimg des Oberberg -
amtes zulässig ist .

Andererseits ist aber auch kaum anzunehmen ,
daß der zuständige Bergrevierbea . - nte von diesem

ganzen verbotenen Abbau nichts gewußt hat .
Hier muß Klarheit geschaffen und die

Verantwortlichen müssen rücksichtslos zur Rechen

jchaft gezogen werden . Wenn die Zechenleitung .

um eine ordnungsmäßige wetterftrecke zu '

sparen ,

mit dem Leben ihrer Arbeiter so leichtfertig um -

springt , dann verdient sie st r e n g st e Strafe :
und wenn der Bergrevierbeamte von diesem ver -

botswidrigen Abbau gewußt und ihn g e d u l -
d e t hat , dann muß er ebenfalls st r e n g b e -

st r a, f t werden .

Ein Wort noch zu dem Verhalten des kam -
m u n i st i s ch e n Betriebsrates . Er wurde

von den übrigen Arbeitern wiederholt da -

rauf aufmerksam gemacht , daß an der

llnglücksstelle häufig , ja , soft dauernd Schlag -

ivetterarrsammlungen vorhanden war « » . Noch f *

den letzten Tagen vor dem Unglück sollen sich Leute

einer Schicht darüber beklagt haben , daß� sie

dauernd in Schlagwettern arbeiten müßten .

Pflicht des Betriebsrates wäre es gewesen , mit

allem Nachdruck auf eine sofortige Ab -

st e l l u n g der Gefahr zu drängen , nötigenfalls

unter Anrufung der Bergpolizeibchörde .

Nach dem Streik
Zum Sonnabend ist der A u f s i ch t s r a t der

B V G. von Bürgermeister Elsas zu einer

Sitzung zusammengerufen , in der zu dem Streik

und seinen Folgen Stellung genommen
werden wird . Es wird dabei besonders d' . e grag «

der Massenmaßregelungen zur Sprache

kommen . Bei diesen Entlassungen ist man blind -

wütig verfahren . Es haben da offenbar allerlei

Zufälligkeiten eine verhängnisvolle Rolle gespielt .

Es wird ober gut sein , wenn der Aufsichtsrat

sich nicht nur mit den Folgen , sondern auch

mit den Ursachen des Streiks etwas näher be -

faßt . War es ein bloßer Zufall , daß die Ber -

Handlungen bis unmittelbar vor den

Wahlen verzögert wurden ? War es ein Zufall ,

daß erst der Schlichtungsausschuß n a ch dem Aus -

bruch des Streiks die BVG . zum Abschluß des

Manteltariis zwingen mußte� Und wie kommt

die Direktion dazu , durch Massenentlassungen von

beispiellosem Umfang allen Arbeitgebern ein

schlechtes Beispiel zu geben , wie man nach be -

endeten Streiks nicht handeln darf ?

Diese und ähnliche Fragen bedürfen der

Klärung . Wir hosien , daß der Aufsichtsrat der

BVG . sich seinen Aufgaben nicht verschließen wird .

Sin Wunschzettel
ver Konflikt im Gastwirtsgewerbe

Wie wir bereits berichteten , steht heute der

Konflikt im Berliner Gastwirts -

g e w e r b « vor dem Schlichtungsaiisfchuß zur

Entscheidung , der von den gastwirtschaztlichen
Unternehmern vom Zaune gebrochen worden ist .

Lohn - und Manteltarif für die gastwirtschast -
lichen Arbeitnehmer Berlins waren am 31. Ok-

tobcr abgelaufen , ohne daß vorher eine Einigung
über den Neuabschluh der Tarife erzielt worden

ist . Die Unternehmer hatten alles getan , um diese

Situation herbeizuführen . Beim letzten Tarif -

abschluß war vom Schlichtungsausschuß bestimmt

worden , daß die Parteien bis zum 19 . Ok -

t o b e r die Verhandlungen über den Abschluß

neuer Verträge so gefördert haben müssen , daß

noch vor dem Ablauf der Verträge der Schlich -

tungsausschuß im Falle des Scheiterns der direk -

ten Verhandlungen eine Entscheidung treffen tairn .

Ueber diese Bestimmung haben sich die Unter -

nehmer glatt hinweggesetzt . Aus die am IS . Sep -
t e m b e r von ihnen eingereichten Forderunge »

erhielten die Gewerkschaften erst am 19 . O t -

tobcr eine Antwort , die auch den Wunschzettel
der Unternehmer enthielt . Die Abbauforderungen
der Unternehmer des Berliner Gastwirtsgewerbes

sind von so weittragender Bedeutung , daß die Ge -

werkschaftsvertreter schon aus rein Verhandlung » -
technischen Gründen die vorläufige unverän¬

derte Verlängerung der Tarife vom

Schlichtungsausschuß verlangen müssen , um für
direkte Verhandlungen über den Neuabschluß des

allen Eigenarte » des Gastwirtsgewerbes ange -
paßten Tarifvertrages Zeit zu erhalten .

Die wesentlichsten Forderungen der Unter -

nehmer sind folgende : Die Garantielöh nc
des Bedienungspersonals sollen um 121 - Proz .
und die Löhne des f e st b e s o l d e t e n Personals
um 19 Proz . gekürzt werden ! Die Hoteldiener
und Zimmermädchen sollen nicht mehr den vollen

Lohn ihrer Lohngruppe erhalten , sondern nur noch
73 Proz davon . Mit der wahrheitswidrig « » Be -

hauptung , daß die Hoteldiener und Zimmer -
mädchen noch reichliche Trinkgelder erhielten , will
man ihnen die Löhne auf einen Schlag um rund
3 5 Proz . kürzen . Für die übrigen Kategorien
soll es aber mit den 19 bzw . 12 ) � Proz . auch
noch nicht genug sein , sondern durch die Ein -

sührung mehrerer neuer Altersklassen
eine weitere Verdienstminderung eintreten . Auch
hinsichtlich der Berechnung des Garantielohnes soll
durch die Einbeziehung der Zimmerkellner eine

Verschlechterung erfolgen . Während die Gast -
wirtsangestellten eine Verkürzung der Ar -
b e i t s z e i t von 9 auf 8 Stunden täglich ver -

langen , wollen die Unternehmer die Arbeitszeit
durch Pausen derart auseinander -

ziehen , daß nur noch eine zehnstündige
Nachtruhe übrigbleibt .

Wie wird das Wetter ?

In Berlin : Tagsüber mild , leicht wolkig bis
heiter , morgens neblig , schwache bis mäßige Wind «
aus südlicher Richtung . — In Deutschland : Ueber -
all trockenes , tagsüber mildes , wolkiges bis
heiteres , aber meist dunstiges Wetter . Nachts
ziemlich kalt , vielsach nächtliche Nebelbitdung .

VtewerksrHaftlilhes such « auch 1. Beilrg « .

Hierzu 1 Beilage .

/
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BEILAGE

Wir klagen an !
Ariieiter Berlins , hört und urteilt !

DONNERSTAG , 10 . NOV . 1932

Am Tage danach

Der Berliner Verkehrsstreik hat mit einer

Niederlage geendet . Ohne das geringste
erreicht zu haben , hat die „ zentrale Streik -

leitung " der Nazis und Kommunisten die

Bewegung abgebrochen . Die Opfer sind
furchtbar . Witwen weinen um ihre Männer ,
Waisen um ihre Väter . Verwundete wälzen
sich in Schmerzen . Familien sind ihrer Er -

nährer beraubt , die in Untersuchungshast
dem Urteil einer notverordneten Schreckens -
justiz entgegensehen . Nicht genug damit ,
230 «) BVG . - Arbeiter finden die Tore des

Betriebes , den sie auf Befehl der „ zentralen

Streikleitung " verlassen hatten , gegen ihre

Rückkehr verschlossen !

Alle diese furchtbaren Opfer
sind für nichts gebracht ! Die

„zentrale Streikleitung " hat am Montag den

Streik abgebrochen , sie hat die Angestellten
der BVG . aufgefordert , die Arbeit zu genau
denselben Bedingungen aufzunehmen ,
wie sie vor dem Streikausbruch festgesetzt
worden waren .

*

Der Ausbruch des Streiks erfolgte drei

Tage vor der Reichstagswahl . Der

Abbruch wurde angeordnet am Tage nach
der Reichstagswahl . Während dieser fünf
Tage war von einem ernsten Versuch der

„ zentralen Streikleitung " , die erfolgte Lohn¬
kürzung wieder rückgängig zu machen , nichts
zu bemerken . Vielmehr hatten die Herrschaf -
ten , Nationalsozialisten und Kommunisten ,
alle Hände voll zu tun . um die freien Ge -

werkschaften , die Sozialdemokratische Partei
und den „ Vorwärts " mit Verleumdungen zu
überschütten . Man sollte glauben , auch ein

Blinder hätte sehen müssen , daß dieser Ver -

kehrsstreik überhaupt gar keine eigentliche
Lohnbewegung war . sondern nur ein

Wahlmanöver , das Nazis und Kom -

muniften gemeinsam veranstalteten .

Den Beteiligten wie den Zuschauern schien
es , als ob Nazis und Kommunisten im

Gegensatz zu den „ schlappen " Gewerkschaften
eine ungeheure Aktivität entwickelten . Dieser

Anschein wurde mit Bedacht bis über den

Wahltag aufrechterhalten . Nach dem Wahl -

tag aber klappte diese scheinbare Aktivität

sofort wieder vollständig zusammen . Die

Parteien . Nazis und Kommunisten , strichen
den agitatorischen Gewinn ein und präsen -
tierten dem arbeitenden Volk die Rechnung ,
die es mit Gut und Blut zu bezahlen hat .

Wenn das Wort richtig ist , daß man

durch Schaden klug wird , so muß die arbei -

tende Bevölkerung Berlins durch diesen
Schaden sehr klug werden !

Der völlige Mißerfolg der kommunistisch -
nationalsozialistischen Streikleitung beweist ,
daß die Gewerkschaften tatsächlich in Abwehr

der von der Direktion gestellten Forderungen
soviel erreicht hatten , wie zu erreichen war ,

und daß es besser war , die trotzdem ver -

blieben ? Lohnkürzung zunächst bis zur Rück -

kehr einer besseren Gelegenheit hinzunehmen .
als einen Kampf zu riskieren , der den

Schaden nur noch vermehren konnte .

Auch der „ V o r w ä r t s " hat vor diesem

Streik , dessen Nutzlosigkeit jeder gewerkschaft -
lich Geschulte von vornherein klar erkannte ,

gewarnt . Er würde seine Pflicht als

Arbeiterblatt nicht erfüllt haben , wenn

er anders gehandelt hätte !
Es ist eine Lüge , wenn unsere Gegner

von uns behaupten , wir hätten der Herab -

setzung der Löhne bei der BVG . zugestimmt .
Der „ Vorwärts " führt im Sinne der freien

Gewerkschaften den Kamps für bessere Lebens -

und Arbeitsbedingungen und gegen alle

Verschlechterungen . Aber er lehnt es ab , die

Arbeiter über die Aussichten eines einzelnen

Kampfes zu täuschen und sie in opferreiche

Niederlagen hineinzuhetzen .

Der „ Vorwärts " hat die brutalen Metho -

den , mit denen die regierende soziale Reaktion

den Streik und die Streikenden bekämpfte .
aufs schärfste kritisiert . Er hat gegen die

Scharfmachermethoden der BDG. - Direktoren ,

die einen verlorenen Streik mit Mossenmaß -

regelungen beantwortet , den schärfsten Protest

erhoben . Die Gewerkschaften und die

Sozialdemokratische Partei betrachten es als

ihre Zlufgabe , den Geschlagenen in jeder Art

Beistand zu leisten und die Wirkungen der

Niederlage nach Kräften zu mildern . Gerade

diese Haltung aber gibt ihnen und uns das

Recht , Anklage zu erheben , An -

klage gegen die gewissenlosen
G e s e l l e it , die Tausende von Men¬

schen ins Unglück gejagt haben ,
die die Verantwortung tragen für die Nieder -

läge , die sie frivol herbeigeführt haben um
ihrer parteipolitischen Ziele willen !

*

Wir wollen den Kampf ! Wir wollen den

Widerstand ! Aber wir wollen ihn unter
einer verantwortungsbewußten und erfahre -
nen Führung ! Wir wollen den Sieg ! Darum

erheben wir Anklage , Anklage gegen
die Schuldigen der Niederlage
vom ? . November : Nationalsozia -
listen und Kommuni st en !

Erfolgreich können Kämpfe nur geführt
werden mit Organisation und Disziplin und
mit Führern , die den Mut haben , d i e

Wahrheit zu sagen ! Diejenigen , die den
BVG . - Arbeitern den Sieg durch diesen Streik

versprachen , haben sie belogen und be -

trogen !

Zurück zur gewerkschaftlichen Organisation !
Zurück zur gewerkschaftlichen Disziplin !
Nieder mit der Niederlagenstrategie ! Mit

den Gewerkschaften , mit der Sozialdemo -

kratie vorwärts zum Sieg !

Nach der Schlacht !
Rette sich , >ver kann !

Als Mitglieder der Zentralstrcikleitung traten
bei der nationalsozialistisch - kommunistischen BVG . »
Aktion auch die Vertreter der national -

sozialistischen Betriebsorga ni -

f a t i o n auf . Die Nationalsozialisten waren

jedoch klüger als ihre kommunistischen Strate -

gen . Sie behielten sich trotz gemeinsamer Be -

schlüsse das Recht vor , jederzeit von diesen Be -

schlüssen zurückzutreten , jedenfalls in
weiser Voraussicht , daß diese von vornherein zum
Mißlingen verurteilte Aktion sich bald dem Punkt
nähern würde , wo es heißt : Rette sich wer
kann !

Deshalb erleben wir jetzt das Schauspiel , daß
sich die geschlagenen Feldherren dieses unrühm -
lichen Feldzuges , den die irregeführten , miß -
brauchten BVG . - Arbeiter zu bezahlen haben , in

ölraLenhahner ! In diesem Zeichen werdet ihr niemals siegen !

den Haaren liegen darüber , wer die Schuld an
dem erfolglosen Zusammenbruch des Kampfes
trägt . Es ist dasselbe Trauerspiel , wie wir es

noch dem verlorenen Weltkriege erlebten .

Ge�verkschalten , helft !

Daß eine Verkehrsstillegung in dem Ausmaße ,
wie sie die nationalfozialistisch - kommunistische
BVG . - Aktion mit sich brachte , das gesamte ösfent -
liche Interesse aufs stärkste in Anspruch nimmt , ist
nur allzu verständlich . Mit Recht interessiert ist die

gesamte Oefsentlichkeit an dem Schicksal der

Opfer dieser Bewegung , die in dieser Zeit
furchtbarster wirtschaftlicher Not ihren Arbeits -

platz verloren haben . Die skrupellosen politischen
Akteure dieser Bewegung haben kein s o zi a l e s

Gewissen . Sie überlassen , nachdem die Be -

wegung als Wahlmache ihre Wirkung erzielt har ,

nunmehr den freien Gewerkschaften wie
immer die W i edergutmachung der an -

gerichteten Schäden . — Dieselben freien

Gewerkschaften , die von Nationalsozialisten und

Kommunisten mit ihrem Haß verfolgt werden ,

gegen die sich die Aktion in erster Linie richtete ,
dieselben freien Gewerkschaften sind jetzt wiederum

dazu berufen , mit allen Mitteln für die Wieder -

emstellung der entlassenen Arbeitnehmer der
BVG . einzutreten , soweit dies irgendwie möglich
ist . — Schon im Verlauf der Bewegung haben die

freien Gewerkschaften den Ortsausschuß des
ADGB . ersucht , sich für die Freilasiung 32 ver -

hasteter kommunistischer Funktionäre einzusetzen .
Es ist dies mit Erfolg geschehen .

Wer brach den Streik ?
Na/is und Kommunisten beschuldigen sich gegenseitig

Die großartige Aktion der sogenannten
„ zentralen Streikleitung " im Berliner Ver -

kehrsstreik hat als elende Schmieren -
k o m ö d i e geendet . Zunächst waren Ratio -

nalsozialisten und Kommunisten vollkommen

einig , indem sie alle Schuld auf die Sozial -
demokratie abluden . Dann aber gerieten sie
einander in die Haare , und jetzt schimpfen fie
sich gegenseitig Streikbrecher . So erläßt die

sogenannte Nationalsozialistische Betriebs -

organisalion ein « Erklärung , in der es heißt :
Am 3. Streiklage , am Montag , dem 7. No -

oember , schickten auch die Kommuni st en

durch ihre RGO. - Funktionäre unter allerlei Vor -

wänden ihre Anhänger in die Betrieb « und stellten

dadurch den noch Kämpsenden den Erfolg in

Frage . Am Montagabend versammelten die Kom -

muniften durch ihre RGO . noch den Rest ihrer

Anhänger und erklärten unter allerlei

lendenlahmen Ausreden den Streik

f ii r b e e n d e t. Sie gingen sogar so weit , ihren

Anhängern vorzulügen , daß

die Nationalsozialisten bereit « den Streik ab¬

gebrochen

hätten . Die RGO . könne darum den Streik nicht

mehr weiter führen . Die RGO . verbreitete auch

Flugblätter , in welchen sie zum sofortigen Ab -

bruch des Streiks aufforderte .
Somit ging der Rest der Kommunist ? "

am Dienstag früh in die Betriebe .
Der Montag war der Tag , an dem sich die

Fronten restlos klärten . Die Freigewerkschaitlichen
und SPD . versagten zuerst , die

KPD . und RGO . folgten brav hinterher .

Die freien Gewerkschaften unter Führung des

Gesamtverbandes haben mit der Direktion der
Berliner Verkehrsgesellschaft über die Wieder -

einstellungen entlassener Arbeitnehmer verhandelt .

Der Gesamtverband hat namens der am Tarif -
oertrag beteiligten Gewerkschaften gegen die

Entlassungen schärf st en Protest er -
hoben . Die Verhandlungen hatten zunächst das

Ergebnis , daß die Direktion der BVG . sich bereit

erklärte , sofortige Nachprüfungen vorzunehmen ,
und stellte Wiedereinstellungen in Aussicht , soweit
es die Betriebsverhältnisse irgend zulassen .

Der Versuch der Gewerkschaften , wieder gut
zu machen , was von den Scharfmachern der
BVG . und der nationalsozialistisch - kommunistischen
Streikleitung angerichtet worden ist , hat also nur
einen sehr unbefriedigenden Erfolg gehabt . Die
BVG . gibt durch Massenenllassungen nach einem
Streik allen Arbeitgebern Deutschlands ein '

schlechtes Beispiel . Ihr geringes Entgegenkommen
kann an der Kritik , die ihr Verhalten verdient .
nichts ändern .

Wir fordern : Wiedereinstellung
der Entlassenen !

Sie verließen die Front der um ihre Rechte kämp -
senden Arbeiterschaft ! Der Abschluß der

Reichstagswahl bedeutete für die Marxisten
gleichzeitig den Austritt aus der Arbeiter - Kampf -
front !

Die Nationalsozialisten hielten das Banner des

Kampfes bis zum Dienstagmittag hoch , und nur
unter der Feststellung der Tatsache , daß die Füh -

rung der RGO . und der Freien Gewerkschaften
die Arbeiterfront verraten halten , den ehrlich ge-
meinten Wirtfchaftskompf der Arveiterschaft ja -
votierten , oeronlahien die Nationalsozialisten auch
ihrerseits , den nunmehr aussichtslos gewordenen
Kampf abzubrechen .

BVG. er ! Euer Kampf wäre von Erfolg ge-
krönt gewesen , wenn nicht die einheitliche Front
der Schaffenden

durch sozialdemokratische und kommunistische
Funktionäre erdolcht

worden wäre !
Hier ist der untrüglichste Beweis dafür ge-

liefert , daß die Nationalsozialisten die

Freunde , dagegen die M a r x i st e n die
Feinde des arbeitenden Volkes sind . Die Arbeit -

nehmerschaft Berlins soll an diesem Erlebnis

lernen , und in Zukunft unter nationalsozialistischer
Führung den schärfften Kampf gegen diese marxi -
stischen Verräter führen .

Wie aus diesem Aufruf selbst hervorgeht .
geben die Kommunisten den Nazis den Vor¬

wurf des Streikbruchs zurück . So versichert
die „ Welt am Abend " , die Nazis hätten zur
Zermürbung der Streikfront ihr Möglichstes
getan und sie seien am Montag als erste
i » die Betriebe gelaufen !

SPD . Hai schuld - woran ?
An hohen Löhnen ,

sagt die „ Deutsche Leitung "

Bei Hitler , Hugenberg und T h ä l -

mann ist man sich einig darüber , daß die

SPD . an allem schuld hat . Dem einen ist
es zu trocken , dem andern zu naß , dem einen

zu warm , dem andern zu kalt , dem einen

sind die Straßenbahnerlöhne zu hoch , dem

andern sind sie zu niedrig — aber an allem

hat die SPD . schuld . In dem Augenblick .
in dem sich die kommunistische und die

nationalsozialistische Presse bei der gemein -
samen Verleumdung fanden , die Sozial -
demokratie billige die Lohnkürzungen bei

der Straßenbahn , erhob die im Hugenberg -
Lager stehende „ Deutsche Zeitung " gegen die

Sozialdemokratie die Anklage , sie habe die

Löhne bei der BVG . in unverantwortlicher

Weise hochgetrieben Wörtlich hieß es in der

„ Deutschen Zeitung " am Donnerstag , dem

3. November :

Die Sozialdemokratie hat mit den städtischen
' Arbeitern , Angestellten und Beamten ein schänd -
liche « Spiel getrieben . Alan setzte gegen den Ein¬

spruch der für die Wirtschaftlichkeit der Betriebe

verantwortlichen die Einkommensgrenze wesentlich
und unverantwortlich herauf .

Zn keinem Betriebe wurde das so unverhüllt , so
verschwenderisch und leichtsinnig durchgeführt wie
in der BVG . Ganz Berlin hat es in Aufregung
verseht , warum ein Brolat nicht aus seinem Amt

zu bringen war . Er war es , der in der

BVG . planmäßig mit Gehalts - und

Lohnerhöhungen wahlsang für die

Sozialdemokratie trieb .

Also , wenn ein sozialdemokratischer Di -

rektor die Löhne erhöhl , tut er es nur aus

gemeinen Motiven . Und wenn dann eine

Direktion , in der kein S o z i a l d e m o -

k r a t sitzt , die Löhne herabsetzt , so ist das

auch wiederum nur eine Niedertracht der

Sozialdemokratie .
So plump wird geschwindelt ! Und es sind

bestimmt nicht die klügsten , die auf einen so

plumpen Schwindel hereinfallen !



ahrheit über die VVG . - Aktion
<jie arlzeitencte Levöltcerunss öerlins !

wie ist es zum Nerliver Verkehrsstreit gekommen ? Wer darüber sachlich urteilen will .
lese aufmerksam die folgende Darstellung - Hier sind keine Phrasen , sondern Tatsachen !

Seit Juni 1931 wird von den Regierungen in die Gestaltung der Lohn « und Arbeiks -

lierhältnisse der in den öffentlichen und lebenswichligen Betrieben Beschäftigten mit gesetzlichen
Maßnahmen eingegriffen . Mit vier aufeinander folgenden Notverordnungen wurden die

Eingriffe in das Tarifrecht vertieft und der Teil der betroffenen Arbeitnehmer vergrößerl .

Den schwersten Schlag gegen das Tarifrecht führte die

Regierung Papen
mit ihrer Notoerordnung vom S. September , durch die die Tarifabmachungen für alle in

öffentlichen Betrieben und Gesellschaften Beschäftigten der Prüfung und Beanstandung ' durch
die Regierungsstellen unterworfen wurden , mit der Maßgabe , daß Rechtsmittel der Gemerk -

fchaften gegen die behördlichen Beanstandungen ausgeschlossen wurden .

Trotz dieser schweren gesetzlichen Vorschriften haben die freien Geiperkschaftsn unter

Führung des Gesamtverbandes , der in allen Stellen chauptträger der Tarifabkommen für die
in öffentlichen Betrieben Beschäftigten ist, die Lohn - und Arbeitsbedingungen in ordnungs -
mäßigen gewerkschaftlichen Auseinairdcrsetzungen mit den Arbeitgebern ohne Zuhilfenahme
staatlicher Schlichtungsinstanzen geregelt . Alle Löhne in den öffentlichen Betrieben einschließlich
der Verkehrsbetriebe und der Betriebe , die die Bevölkerung mit Gas , Wasser und Elektrizität
versorgen , müssen nach den Notverordnungen den Löhnen der Reichsarbeiter bzw . der

Reichspostarbeiter gleichgestellt werden .

Tatsache ist , daß es der gewerkschaftlichen Arbeit bis

heute gelungen ist , diesen Lohnabbau abzuwehren .

Nachdem für die Berliner städtischen Arbeiter und für die Beschäftigten in den Berliner
Gas - und Wasserwerken ab 1. Oktober 1932 die Löhne tariflich neu geregelt waren , mit der

Maßgabe , daß sie im Durchschnitt 10 bis 11 Pf . pro Stunde höher liegen als die Löhne der
Reichsarbeiter — trotz eineinhalbjähriger Notoerordnungspolitik stand auch für die bei
der BVG . Beschäftigten die Neuregelung der Löhne ab 1. Oktober bevor . Die Löhne der BVG .
weichen in verschiedenen Bestimmungen auf Grund der Eigenart des Betriebes , soweit das

Fahrpersoiwl in Frage kommt , von den Lohngruppen der übrigen städtischen Arbeiter ab
In jahrelanBen gewerkschaftlichen Kämpfen ist erstritten worden , daß

die Lohn - und Arbeitsbedingungen , die früher nicht gn -

erheblich ungünstiger waren , nunmehr mit denen der

städtischen Arbeiter und Werksarbeiter im wesentlichen

gleichgestellt sind .

Die Direktion der BVG . Hat jedoch beim Beginn dieser Lohnbewegung verkündet , daß
em Tarifvertrag mit einer Lohnregelung wie bei den städtischen Batrieben und Worten

nicht m Frage kommt und hat die gesamte Belegschaft der BVG . in Empörung gebracht
mit der unmöglichen Forderung einer Kürzung der Löhne der Beschäsligten von l4 bis
23 pf . pro Stunde . In langen Verhandlungen ist von den Gewerkschaften unter Führung
des Gesamtverbandes ein Ergebnis erzielt worden , das eine Senkung der Stundenlöhne um
2 pf . ab 1 Nooember 1932 vorsah . Alle sozialen Zulagen , einschließlich der Zulagen für dos

Fahrpersonal , und alle übrigen lohntarifvertraglichen Bestimmungen sollten unverändert

bleiben .

Während der Verhandlungen , die sich mit ihrem Ende auch dem Wahltage näherten , trat

die Einheitsfront der Nationalsozialisten ifnd der

Kommunisten

in Erscheinung . In unzähligen Artikeln wurde der „ Gewerkschaftsbürokralie " unterstellt .

daß sie einen weitgehenden Lohnabbau hinnehmen würde . Der Stadtverordnete Wisnewski

( KPD. ) , Mitglied des Aufsichtsrates der BVG - , erklärte nach einem Bericht der „ Roten

Fahne " vom 23 . Oktober 1932 vor dem . . Einheiisausschuh " , bestehend aus Nationalsozialisten .
NGO . und Unorganisierten , in Haverlands Festsälen : „ Die freien Gewerkschaften werden

einen Stundenlohnabbau von 5 Pf . hinnehmen . "

lln einer Aussichtsralssilzung der BVG . haben die kommunistischen Vertreter gegen
den Antrag der Sozialdemokraten gestimmt , nach dem die Direktion im letzten
Stadium der Verhandlung beaustragt wurde , auf der Grundlage der bisher gelten¬

den Lohn - und Arbeitsbedingungen zu verhandeln .

Also einerseüs in ungezählten Zeitungsartikeln Kampf gegen jeden Lohnabbau , anderer -

jeüs Dolchstoß in den Rücken der für die Arbeitsbedingungen der BVG . - Arbeiter verant -

wortlichen , am Tarif beteiligten Gewerkschaften . In einem nicht mehr zu überbietenden

Trommelfeuer auf die zu zwei Dritteln unorganisierte Belegschaft der BVG . wurde von

den Nationalsozialisten und Kommunisten eine Stimmung erzeugt , die es den Funktionären
der freien Gewerkschaften unmöglich machte , allem die Verantwortung für eine endgültige
Entscheidung zu tragen . Die Volloerjammlung der Funktionäre der freien Gewerkschaften
verlangte daher , daß die Gewerkschaften eine Urabstimmung in den Betrieben herbeiführen .
Die sonst übliche Befragung der Belegschaft durch die Gewerkschaften war in diesem Falle

nicht möglich , da die Gewerkschaften nur ihre Mitglieder befragen können , nicht aber die

Unorganisierten .
Um wenigstens die Ordnungsmäßigkeil zu garantieren , ist die Urabstimmung von der

gesetzlichen Betriebsvertretung durchgeführt worden . Das Ergebnis ist bekannt : Seine

jahungsgemäße Mehrheit für Streik , aber auch keine Mehrheit für Annahme des Ver -

handlungsergebntfjes .
Unter vernünftiger gewerkschastllcher Ausnutzung dieses Abstimmungsergebnijjes wäre

es durchaus möglich gewesen , meiiere Erfolge für die Belegschaft zu erringen . Darauf kam

es jedoch der notionalsozialistisch - kommunistischen Einheitsfront nicht an . Der Wahlschlager
mußte steigen ! ,

Beweis : „ Rote Fahne " vom 3. November 1932 . Sie schrieb :

„ Der Streik richtet sich formell gegen einen Lohnabbau von 2 Pf die Stunde . . .
aber es geht um mehr als das . "

Angesichts des Mstiminungsergebuisfes lehnten die beteiligren Gewerkschaften die Unter¬

zeichnung eines Lohnabkommens ab .

Bei dieser Lage der Dinge wäre es richtig gewesen , die Verhandlungen weitorzuleiten
und sich die Zöasfe des Streiks als letztes Mittel aufzusparen . Statt Hessen trieben die

Nazis und Kommunisten aus politischen Gründen zur sosortigeu Arbeitsniederlegung . Der

Vorsitzende des Aufsichtsrats der BVG . sah sich veranlaßt , da die Gewerkschaften sich

weigerten , den Verlrag zu unterzeichnen , die Vertreter der Gewerkschaften zu laden . Diese
forderten nach wie vor neben der Fortzahlung der bisherigen Lohnsätze eine Verlängerung
des Manteltarifvertrages in seiner alten Fassung . Die Verhandlungen oerliefen ergebnislos .

Schon am Nachmittag des gleichen Tages griff der Schlichtungsausschittz auf Veranlassung
der Direktion ein . Damit gerieten die Tarifverhandlungen zwangsläufig in den Bereich

der behördlichen Schlichtung .
In den Verhandlungen vor dem Schlichlungsausschuß begründeten die Direktionsuer -

treter einen Lohnabbau , der über das bisherige Ergebnis der durch die freien Gewerkschasten

geführten Verhandlungen hinausging .

Es wurde jedoch ein weiterer Lohnadbau über die Stundenlohnkürzung von 2 Pf .

hinaus im Schlichtungsverfahren abgewehrt . Der alte Manlellarifuertrag mit seinen

sür die Verkehrsarbeiter so außerordentlich wichtigen sozialen Bestimmungen , wie :

Bezahlung der Vochenjeiertage — krankenlohn bis zu 2ö Wochen — Urlaub mit

vollem Lohn bis zu 19 Arbeitstagen — freie Fahrt auf allen Verkehrsmitteln der

BVG . und freie Dienstkleidung usw . , wurde bis zum ZI . März 1933 unverändert

verlängert .

Das ist das alleinige Verdienst der Gewerkschaften .

Die Gewerkschaften haben sich bis zuletzt gegen jeden Lohnabbau gewehrt . Sie Mächten

von der gegebenen Ertlärungsfrist keinen Gebrauch , sondern lehnten den Schiedsspruch
unmittelbar nach der Berkündung ab . ?llle gegenteiligen wahlpolitischen Zwecklügen ändern

an diesen Tatsachen nichts . Nun setzte der Staatsapparat mit feinem Schlichter ein . Trotz

ernster Warnungen sprach der Schlichter die Verbindlichkeilserklärung aus . Dadurch war ein

Tarifvertrag mittels staatlichen Zwanges festgesetzt . Die Löhne sind nach dem Schiedsspruch

folgende : ,

Für die Technik :

Ungelernte . . .. . . . . .. . * 8 Pf - pro Stunde

Handwerker

. . . . . . . . . .
104 »

Männliches verkehrsperfonal . . . . 97 » »

Fahrkorienausgeberinnen

. . . . . .
79 „

Frauen , und kinderzulagen von je 2 pf . pro Stunde bleiben bestehen , sie wurden bisher

bis zu 44 Stunden und werden künftig bis zu 48 Stunden gezahlt .
Die Fahrerzulagen für da » Fahrpersonal werden in alter Höhe weiter -

gezohli , ebeuso die Zulagen sür die in der Technik Beschäftigten .

Die nationalsoziolistlsch - kommunistischc „Zemralstreikleüung " hatte weder d' « Fähigkeit
noch den Willen , die von ihr inszenierte Streikoktion im Interesse der Verkehrsarbeiter aus¬

zuwerten . Soviel inzwischen bekanntgeworden , harte sich zwar eine Kommission von stinf

Personen bei der BVG . - Direktion vorgestellt : sie fand sich aber mit der Erklärung der Direktion

ab . daß sie mit diesem „ Einhcitskomitee " nicht verhandle .
Die freien Gewerkschaften hatten zum Freitag eine Vollversammlung aller sreigemerk

schafllichen Funktionäre einberufen . Die Meinung der sreigewerkschaftlichcn Funktionäre

ergab sich aus der Abstimmung über einen Antrag , der den verhöndlern das volle Pertrouev

für die Haltung und die getrossenen Maßnahmen ausspricht . Der Antrag wurde mit mehr als

400 gegen nur 3 Ettminen uiuer starkem Beifall angenommen .
In der Oefsentlichkoit kursieren Gerüchte , nach denen die freien Gewerkschaften „ den

streik für beendet " erklärt hätten . Demgegenüber muß mit oller Deutlichkeit festgostellt werden :

Die Gewerkschaften haben keinen Streik verkündet , und demzufolge auch keinen Streik

zu beenden .

Die Verkehrsstiilegung in Berlin ist von vornherein ein ©

gemeinsame politische Aktion der Nationalsozialisten

und Kommunisten gewesen . In einem kommunistischen

Flugblatt heißt es ausdrücklich : „ Dieser Streik ist ein

politischer Streik . "

Nachdem die Möglichkeit gewerkschaftlicher Betätigung durch die Schaffung » ine » Zwangs -
tarifvertrages beendet war . konnten die Gewerkschaften nur noch ihren Mitgliedern die

Mitteilung machen , daß sie sich zur Dienstleistung bereiterklären sollten , soweit sie nicht durcki

Gewalt gehindert würden und soweit ihnen dies nach der Lage der Verhältnisse
zuzumuten wäre .

Die politische Aktion , dje zur Stillegung des Berliner

Verkehrs führte , ist keine gewerkschaftliche Streikaktion .

Wenn die Gewerkschaften zur Arbeitsniederlegung auf¬

fordern , übernehmen sie die Führung auch mit allen

Konsequenzen .
Die Führung dieser rein polüischen Aktion aber mußte dem „ Einheüskomitee " der

Nationalsozialisten , Kommunisten und llnorganisierten von vornherein überlassen bleiben .

Die Berliner Verkehrsarbeiter sind in einer bisher noch nicht dagewesenen Weise sür

parteipolitische Ziele mißbraucht worden .

Die Gewerkschasten haben in jahrzehmelanger zäher Arbeit . . Hand in Hand mit einem

disziplinierten Funktionärkörper . für die Verbesserung der Lohn - und Arbeitsbedingimgen
der Berliner Verkehrsarbeiler gewirkt und Schäden von ihnen abgewehrt . Ehrlicherweise kann
niemand behaupten , daß ihre Arbeit erfolglos gewesen sei ! Sie haben in richtiger Er -
kenntnis der Verhältnisse lange Zeit vorher nachgewiesen , daß jede weitere Kürzung des

Lohnes die ernstesten Konflikte herausbeschwören muß . Der Staat hat durch Eingriff des

Schlichters , durch Schaffung des Zwangstarifes , den an den Vertragen beteiligten Gewerk

jchoften die Hönde am ersten Tage der Berkehrsstillegung gebunden .
Die zu zwei Dritteln unorganisierte Belegichast unterstand dem unmittelbaren Einfluß

der politischen Fakloren von ganz rechts und ganz links , die mit Hilfe ihre » Parteiapparats
in fede gewerkschaftliche Bewegung ungehemmt eingreiseu konnte « .

So wurde ein politischer Kampf , wenige Tage vor d ©! '

Reichstagswahl , auf dem Rücken der BVG - Arbeiter und

der arbeitenden Bevölkerung Berlins ausgetragen .
Schwere Opfer sind nutzlos gebracht worden . Die Verantwortung dafür tragen die

Nationalsozialistische und die Kommunistische Partei !
So wurde der Berliner Verkehrsstreik ein Musterbeispiel dafür , wie Lohnkämpfe nicht

geführt werden dürfen . Wie sie mft möglichst geringen Opfern zu möglichst großen Erfolgen
geführt werden können , zeigt die jahrzehntelange gewerkschaftliche Erfahrung , ffife man
sinnlos in eine opferreiche Niederlage hinein rennt , zeigt der nationaksozialistisch - kommimistiiche
Berkehrsstreik .

Arbeiter , laßt euch nicht mißbrauchen ! . letzt erst recht
hinein in die Kampffront der freien Gewerkschaften I

Sesamtverbaud der Arbeitnehmer öffentlicher Betriebe und des Personen - und Warenverkehrs
kszirk » » und Orteverwaltungr Berlin
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